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Demokratiebildung in Nordrhein-Westfalen – Wie steht es um den Rechtskundeunter-
richt an Schulen und Berufskollegs? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Rechtskundeunterricht kann einen wesentlichen Beitrag zur Demokratiebildung junger Men-
schen beitragen und damit das Verständnis für und das Vertrauen in die Demokratie stärken. 
Die Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen sieht in Artikel 11 Staatsbürgerkunde als 
Lehrgegenstand und staatsbürgerliche Erziehung als verpflichtende Aufgabe aller Schulen 
vor. Diesem Auftrag können Schulen und Berufskollegs in Nordrhein-Westfalen über den 
grundsätzlichen Unterrichtsauftrag hinaus in Form der sogenannten „Rechtskunde-Arbeitsge-
meinschaften“ nachkommen. Dabei handelt es sich um ein freiwilliges Angebot an allgemein-
bildenden Schulen, meist für die Klassenstufen neun und zehn, das zusätzlich zum regulären 
Unterricht wahrgenommen werden kann und eigenständig durch die nordrhein-westfälischen 
Landgerichte in eigener Zuständigkeit organisiert wird. Während die Landesregierung im 
Haushaltsjahr 2025 trotz Kürzung der Haushaltsmittel für die Rechtskunde-Arbeitsgemein-
schaften um rund die Hälfte noch davon sprach „das Rechtskundeangebot sukzessive auf alle 
Schulformen auszuweiten“1, fehlt eine entsprechende Absichtsbekundung im Haushaltsjahr 
2026.   
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8190 mit Schreiben vom 16. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Schule und Bildung beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Schulen bzw. Berufskollegs in Nordrhein-Westfalen haben im laufenden 

Schuljahr 2025/2026 Rechtskundeunterricht in Form von Rechtskunde-Arbeitsge-
meinschaften angeboten? (bitte in absoluten Zahlen und Prozent) 

 
Im laufenden Schuljahr 2025/2026 haben an 443 nordrhein-westfälischen Schulen und 
Berufskollegs Rechtskunde-Arbeitsgemeinschaften stattgefunden.  

 
1 Vorlage 18/2837, S.51. 
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2. In welchem Stundenumfang wurde an den jeweils in Frage 1 genannten Schulen 
bzw. Berufskollegs Rechtskundeunterricht in Form von Rechtskunde-
Arbeitsgemeinschaften angeboten? 

 
Der Stundenumfang variierte zwischen sechs und zwölf Doppelstunden. 
 
 
3. Wie viele Schülerinnen und Schüler haben im laufenden Schuljahr freiwillig an 

Rechtskunde-Arbeitsgemeinschaften teilgenommen? (bitte in absoluten Zahlen 
und Prozent)  

 
Es besteht keine Berichtspflicht hinsichtlich der Anzahl der Teilnehmenden, so dass insoweit 
keine statistischen Daten vorliegen.  
 
 
4. Die Landesregierung hat die für Rechtskunde-Arbeitsgemeinschaften zur Verfü-

gung gestellten Mittel im Haushaltsjahr 2025 halbiert und die Kürzungen im Haus-
haltsjahr 2026 fortgeschrieben. Eine abschließende Bewertung der Kürzungen 
nannte die Landesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 6163 „ver-
früht“. Wie bewertet die Landesregierung die Kürzungen rund ein Jahr später, ins-
besondere im Hinblick auf den Verfassungsauftrag in Artikel 11 der Landesverfas-
sung und die „landesweite Durchführung von Rechtskunde-Arbeitsgemeinschaf-
ten“?  

 
Der Auftrag aus Artikel 11 der Landesverfassung wird von der Landesregierung sehr ernst 
genommen. Staatsbürgerliche Erziehung im Rahmen der Kinder- und Jugendbildung ist ein 
Kernanliegen der Rechtsstaatsbildung und unabdingbar, um Kinder und Jugendliche auf ein 
verantwortungsvolles, gemeinschaftsgetragenes demokratisches Leben vorzubereiten und mit 
den Werten unseres Rechtsstaats vertraut zu machen. Die im Haushaltsjahr 2025 vorgenom-
menen und auch in 2026 fortgeschriebenen Einsparungen bei der Rechtskunde hindern die 
nordrhein-westfälische Justiz nicht, stark für eine moderne, beziehungsorientierte Rechts-
staatsbildung junger Menschen einzutreten, bei der die Rechtskunde-Angebote weiterhin das 
bewährte Kernstück bilden und intensiv weiterentwickelt sowie flexibilisiert werden. Auch im 
Ländervergleich ist die Rechtskunde, wie sie in Nordrhein-Westfalen praktiziert wird, ein ein-
zigartiges, vorbildhaftes Angebot, welches trotz der haushalterischen Einsparungen in allen 
Gerichtsbezirken mit Erfolg realisiert wird.  
 
 
5. An wie vielen Schulen bzw. Berufskollegs sind durch die Haushaltskürzungen die 

Angebote für Rechtskunde-Arbeitsgemeinschaften entfallen bzw. an wie vielen 
Schulen bzw. Berufskollegs konnte aufgrund fehlender Mittel keine Rechtskunde-
Arbeitsgemeinschaft organisiert werden? 

 
Wenn eine Rechtskunde-Arbeitsgemeinschaft nicht zustande kommt, kann dies viele Gründe 
haben. In vielen Landgerichtsbezirken konnte der Bedarf an Arbeitsgemeinschaften erfüllt wer-
den. Soweit dies in anderen Landgerichtsbezirken nicht möglich war, wurden haushalterische 
Gründe ebenso genannt wie organisatorische und personelle. Eine umfassende Statistik liegt 
dazu nicht vor und konnte in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit auch nicht erhoben 
werden.  
 
 


